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staatlichten Außenhandel weiterhin als prioritäres Mittel zur Devisenbeschaffung 
erachteten, verfügte die Schweiz über eine starke Verhandlungsposition, und ihre 
Entscheidungsträger machten das Zustandekommen neuer Handelsverträge von der 
Lösung der seit 1945 pendenten Entschädigungsfrage abhängig. Diese konnte -
ganz im Gegensatz zu Liechtenstein - durch das schweizerisch-tschechoslowakische 
Entschädigungsabkommen vom 22. Dezember 1949 abschließend geklärt werden, 
indem die Schweizer Gläubiger durch eine Globalsumme von 71 Mio. Schweizer
franken abgegolten wurden. Das komplexe Verhandlungsprozedere wird vom Ver
fasser in extenso durchleuchtet. Gerade weil die Untersuchung vergleichbarer Ab
kommen mit Polen, Ungarn, Bulgarien, Jugoslawien und Rumänien bisher einzig 
unter dem Aspekt des Schicksals nachrichtenloser Vermögenswerte erfolgt ist,3 stellt 
das Entschädigungskapitel einen exemplarischen Beitrag zur schweizerischen Ver
handlungsstrategie im Verkehr mit den kommunistischen Oststaaten dar. 

Zwar geht die vom Autor gewählte Tiefenschärfe vereinzelt auf Kosten der 
Prägnanz, dennoch findet sich der Leser dank präziser Inhaltsverzeichnisse, Zu
sammenfassungen und Register gut im umfangreichen Text zurecht, zudem über
zeugt das Werk durch zahlreiche Tabellen und Diagramme, die weit über die üb
licherweise angeführten Kennzahlen hinausreichen. Die Bestände der öffentlichen 
schweizerischen und tschechischen Archive wurden in jeder Beziehung erschöpfend 
berücksichtigt, wobei die Frage offen bleibt, ob der Zuzug von Quellen privater 
Interessenverbände (Schweizerischer Handels- und Industrieverein „Vorort", 
Schweizerischer Bauernverband), welche wichtige Akteure der damaligen schweize
rischen Außenhandelspolitik darstellten, möglicherweise noch einige zusätzliche 
Erkenntnisse gebracht hätte. 

H u g , Peter/P er r e n o u d , Marc: In der Schweiz liegende Vermögenswerte von Nazi-
Opfern und Entschädigungsabkommen mit Oststaaten. Bericht über historische Ab
klärungen, erstellt im Auftrag der Schweizerischen Eidgenossenschaft, Bern 1997. 
(Schweizerisches Bundesarchiv Dossier 4). 
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Im Dienst der gemeinsamen Sache. Wolfgang Scheur und Prag 1981-1989. Ve služ
bách společné věci. Wolfgang Scheur a Praha 1981-1989. Hrsg. v. Vilém Prečan 
und Milan Uhde in Zusammenarbeit mit Ludger Udolph. 
Atlantis, Brno 2001, 334 S., Abb. 

Als Projekt des Tschechoslowakischen Dokumentationszentrums (Vilém Prečan) 
und des Mitteleuropazentrums für Staats-, Wirtschafts- und Kulturwissenschaften 
an der TU Dresden (Ludger Udolph) ist eine Festschrift zum 80. Geburtstag von 
Wolfgang Scheur entstanden. Ein abenteuerlicher, von Prečan nachgezeichneter 
Lebensweg führte den heutigen Jubilar von Widerstand und Verfolgung als junger 
Mensch in der NS-Zeit, über Exil und Untergrund in der Schweiz, in Jugoslawien 
und Palästina, nach dem Krieg über Ägypten zurück nach Westdeutschland ins 
Bundespresseamt und in verschiedene Verwendungen im Auswärtigen Amt - bis hin 
zum „letzten Posten" als Kulturreferent an der deutschen Botschaft im Prag der 
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Normalisierungsära. Dort versah er von 1981 bis zur Pensionierung 1986 nicht nur 
die damals schwierige Aufgabe, Kulturkontakte zwischen der Bundesrepublik und 
der Tschechoslowakei zu vermitteln und zu pflegen, sondern er besorgte, in einer 
zweiten, halb-privaten, aber von seiner Dienststelle tolerierten Ebene, den literari
schen und persönlichen „Post"-Verkehr zwischen den Intellektuellen von „Charta 
'77" und ihrem Umfeld und dem tschechoslowakischen Exil in der Bundesrepublik 
(und damit der Weltöffentlichkeit). Dazu mußte Scheur fast täglich seinen in der 
Jugend erprobten konspirativen Mut bei der Übernahme und Übergabe von 
Manuskripten oder verbotenen Druckwerken beweisen. 

Entsprechend ist der vorliegende, ansprechend gestaltete Band zu einer Sammlung 
von schönen und informativen Dankadressen (von Havel bis Šiklová und von 
Pithart über Gruša bis Vaculík und anderen Vertretern des tschechischen Dissens) an 
den heute im Melsunger Ruhestand lebenden Adressaten der Festschrift und seine 
Frau geraten. Schon aus diesen Grußtexten erfährt man vieles über die Atmosphäre 
der achtziger Jahre in Prag. Mehr noch aber lernt man darüber aus dem Abdruck 
eines Teils der umfangreichen Korrespondenz zwischen Scheur und Prečan, dem 
wichtigsten Partner auf westdeutscher Seite, und aus Scheurs trockenen, aber nichts
destoweniger spannenden Aufzeichnungen über die Zeit von 1981 bis 1989. Den 
Texten dieses Bandes wären ergänzend andere von Prečan und von Bedřich Loewen
stein (in: Festschrift Loewenstein 1999) an die Seite zu stellen, die die Situation in 
den siebziger Jahren schildern, also vor der Ankunft von Scheur in Prag. 

So bildet dieses Buch ein Denkmal des persönlichen Mutes einer Personengruppe, 
der dazu beigetragen hat, der Diktatur nicht nur die Stirn zu bieten, sondern sie zwei 
Jahrzehnte lang zu überlisten und den verbotenen Dialog mit der Außenwelt den
noch aufrechtzuerhalten. Dieser Dialog hat es in mancher Hinsicht ermöglicht, daß 
die tschechischen Dissidenten 1990 nahtlos und ohne Verzögerung - trotz vorheri
ger dauernder Isolierung durch das Regime - wieder in den internationalen Diskurs 
eintreten konnten. 

Marburg H a n s L e m b e r g 

Zpráva Českého helsinského výboru o stavu lidských práv v České republice v roce 
1999 [Bericht des Tschechischen Helsinki-Ausschusses über den Stand der Menschen
rechte in der Tschechischen Republik im Jahre 1999]. 
Český helsinský výbor, Praha 2000, 152 S. 

Zum sechsten Mal veröffentlicht der Tschechische Helsinki-Ausschuß seinen 
Jahresbericht über Gewährleistung und Schutz der Menschenrechte. Der 1988 von 
Dissidenten, vorwiegend aus dem Kreis um die „Charta '77" gegründete Ausschuß 
hat es sich zur Aufgabe gemacht, die Einhaltung der in der Urkunde der Grund
rechte und Grundfreiheiten und in den von der Tschechischen Republik ratifi
zierten internationalen Abkommen garantierten Menschenrechte zu überwachen und 
auf Verletzungen dieser Bestimmungen hinzuweisen. Seine Rolle hat sich seit 1988 
insofern geändert, als jetzt von der Regierung der Tschechischen Republik ein 
Regierungsbevollmächtigter für die Menschenrechte ernannt und zum Vorsitzenden 


